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Drucksache Nr. 4611 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 - 55121 - 641/53 IV Bonn, den 26. Juni 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Ermächtigung 
der Bank deutscher Länder zur Einräumung 
eines Kredits an die Bundesrepublik 
Deutschland in Höhe eines Teils der an den 
Internationalen Währungsfonds 
(International Monetary Fund) zu leistenden 
Subskriptionszahlungen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

(Federführend ist der Bundesminister der Finanzen.) 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes in seiner 109. Sitzung am 5. Juni 1953 beschlossen, 
zu dem Gesetzentwurf die in der Anlage 2 enthaltene Änderung 
vorzuschlagen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates zu. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr, Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Ermächtigung der Bank deutscher Länder zur Einräumung eines 
Kredits an die Bundesrepublik Deutschland in Höhe eines Teils der an den 
Internationalen Währungsfonds (International Monetary Fund) zu leistenden 

Supskriptionszahlungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Die Bank deutscher Länder wird ermächtigt, 
der Bundesrepublik Deutschland zur Erfüllung 
der in den Artikeln III und V Abschnitt 7 des 
Abkommens über den Internationalen Wäh- 
rungsfonds (International Monetary Fund) 
genannten Verbindlichkeiten über die gemäß 
Artikel 1 Ziff. 2 Buchst, d des Gesetzes 
der Alliierten Hohen Kommission Nr. 15 zur 
Änderung von Rechtsvorschriften über Bank- 
wesen und Währungsreform vom 15. Dezem- 
ber 1949 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 


Be g r ü 

Durch das Gesetz vom 28. Juli 1952 über den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu 
den Abkommen über den Internationalen 
Währungsfonds (International Monetary Fund) 
und über die Internationale Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung (International Bank 
for Reconstruction and Development) (Bun- 
desgesetzbl. II S. 637) hat der Bundestag dem 
Beitritt der Bundesrepublik zu dem Abkom- 
men über den Internationalen Währungsfonds 
zugestimmt. Das Abkommen wurde im Na- 
men der Bundesregierung am 14. August 1952 
unterzeichnet. 

Gemäß Artikel II des Abkommens steht den 
Regierungen derjenigen Länder, die das Ab- 


Kommission in Deutschland S. 70) und gemäß 
Artikel 3 des Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu den Abkom- 
men über den Internationalen Währungsfonds 
(International Monetary Fund) und über die 
Internationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (International Bank for Recon- 
struction and Development) vom 28. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. II S. 637) festgelegten Beträge 
hinaus einen Kredit bis zum Betrag von zwei- 
hundertacht Millionen Deutsche Mark zu ge- 
währen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


n d u n g 

kommen nicht bereits anläßlich der in der Zeit 
vom 1. bis 22. Juli 1944 abgehaltenen Wäh- 
rungs- und Wirtschafts-Konferenz in Bretton 
Woods, N. H., USA, unterzeichnet haben, der 
Erwerb der Mitgliedschaft beim Internationa- 
len Währungsfonds zu denjenigen Bedingun- 
gen zu, die vom Fonds vorgeschrieben 
werden. 

Artikel III Abschnitt 3 (b) des Fonds-Abkom- 
mens schreibt vor, daß jedes Mitglied in Gold 
mindestens 25 v. H. seiner Quote oder 10 v. H. 
seiner offiziellen Nettobestände in Gold und 
US-Dollar einzuzahlen hat, letzteres dann, 
wenn dieser Satz einen unter 25 v. H. der 
Quote liegenden Betrag ergibt. 
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Mit Schreiben vom 29. Mai 1952 hat sich der 
Fonds einverstanden erklärt, die Bundesrepu- 
blik als Mitglied aufzunehmen, vorausgesetzt, 
daß die Bundesregierung u. a. vor dem Tag 
der Unterzeichnung des Abkommens minde- 
stens 10 v. H. der offiziellen Nettobestände in 
Gold oder US-Dollar der Bundesrepublik als 
Subskriptionszahlung auf die Quote von 
330 Milk Dollar in Gold beim Fonds einzahlt. 
Die Bundesregierung hat daraufhin kurz vor 
der Unterzeichnung des Abkommens über den 
Internationalen Währungsfonds eine Goldzah- 
lung von rund 33 Milk Dollar (rund 139 Milk 
DM) an den Fonds entrichtet. Da die Quote 
der Bundesrepublik auf 330 Milk Dollar fest- 
gesetzt wurde, so beläuft sich der Betrag der 
bisher geleisteten Goldzahlung nicht nur auf 
10 v. H. der offiziellen Nettobestände des 
Bundes in Gold und US-Dollar an dem der 
Berechnung zugrunde gelegten Stichtag (29. Fe- 
bruar 1952), sondern auch auf 10 v. H. der 
Quote. 

In DM wurden im Februar 1953 rund 14 Milk 
beim Fonds eingezahlt. Gleichzeitig wurde im 
Einvernehmen mit dem Fonds für diesen an 
Stelle einer weiteren DM-Zahlung eine un- 
verzinsliche, bei Sicht zahlbare Schuldurkunde 
über den Betrag von 1 233,4 Milk DM bei der 
Bank deutscher Länder hinterlegt. Die dem 
Fonds insgesamt zur Verfügung gestellten 
DM-Beträge belaufen sich demnach auf 
1 247,4 Milk oder 90 v. H. der Quote. 

Das Abkommen über den Internationalen 
Währungsfonds schreibt in Art. V Abschn. 7 
vor, daß jedes Mitgliedsland jeweils am Ende 
eines Fondsgeschäftsjahres (30. April) Bestände 
des Fonds in seiner Währung, soweit sie 
75 v. H. seiner Quote übersteigen, nach einem 
gewissen Schema in voller Höhe oder teilweise 
gegen Gold oder konvertible Währungen zu- 
rückzukaufen hat. Die Bundesregierung hat 
daher aus den Beständen des Fonds DM in 
Höhe von 15 v. H. der Quote im Gegenwert 
von 49,5 Milk Dollar oder im Betrag von 
rund 208 Milk DM zurückzuerwerben. 

Der DM-Rückkauf vom Fonds durch die Bun- 
desregierung vollzieht sich in der Weise, daß 
die Bundesregierung die für den Fonds hin- 
terlegte Schuldurkunde im Betrag von 
1 233,4 Milk DM zurücknimmt und dagegen 
eine neue Schuldurkunde hinterlegt, die nach 
voller Erfüllung der Rückkauf Verpflichtung 
des Bundes auf nur 1 025,4 Milk DM lautet. 

Für den Erwerb des als Gegenleistung an den 
Fonds abzuliefernden Goldes wird ein Betrag 
von rund 208 Milk DM benötigt. Eine Auf- 


bringung dieses Betrags im Rahmen des or- 
dentlichen Haushalts ist nicht möglich, da 
Haushaltsmittel in diesem Umfang nicht be- 
reitgestellt werden können. Ebensowenig ist 
es möglich, die 208 Milk DM durch eine In- 
anspruchnahme des der Bundesrepublik bei der 
Bank deutscher Länder auf Grund des Geset- 
zes Nr. 15 der Alliierten Hohen Kommission 
gewährten Kredits flüssig zu machen. Diesei 
Kreditplafond ist für andere Zwecke be- 
stimmt. Abgesehen davon, werden die 
208 Milk DM nicht zum Zweck der Deckung 
eines vorübergehenden Bedarfs, sondern als 
Daueranlagemittel benötigt. 

Um die für den Erwerb und die Einzahlung 
von Gold im Wert von 49,5 Milk Dollar be- 
nötigten 208 Milk DM aufzubringen, ist da- 
her die Aufnahme eines Kredits durch den 
Bundesminister der Finanzen erforderlich. Die 
Einzahlung stellt eine Subskriptionszahlung 
der Bundesrepublik an den Internationalen 
Währungsfonds dar. Um die Bundesregierung 
in die Lage zu versetzen, die Subskriptions- 
zahlungen an den Internationalen Währungs- 
fonds und an die Weltbank zu leisten, hat das 
Gesetz vom 28. Juli 1952 (Beitrittsgesetz) den 
Bundesminister der Finanzen zur Aufnahme 
eines Kredits von insgesamt 2 772 Milk DM 
ermächtigt. Da dieser Betrag die nunmehr be- 
nötigten 208 Milk DM einschließt, so stellt die 
Beschaffung des Betrags von 208 Milk DM 
für die Bundesrepublik keine neue Kreditauf- 
nahme, sondern lediglich die Umwandlung des 
bisher vom Internationalen Währungsfonds 
eingeräumten Kredits in einen Kredit der 
Bank deutscher Länder an die Bundesrepublik 
dar. Für die Bundesregierung entfällt daher 
die Notwendigkeit einer gesetzlichen Ermäch- 
tigung zur Kreditaufnahme. 

Die Bank deutscher Länder andererseits wurde 
durch das Beitrittsgesetz zur Einräumung 
eines inzwischen in Anspruch genommenen 
Kredits an die Bundesrepublik von 184 Milk 
DM ermächtigt. Um der Bundesrepublik einen 
weiteren Kredit von 208 Milk DM gewähren 
zu können, bedarf sie gemäß Gesetz Nr. 60 
der Alliierten Militärregierungen in der Fas- 
sung des Gesetzes Nr. 15 der Alliierten Ho- 
hen Kommission vom 15. Dezember 1949 
betr. Änderung von Rechtsvorschriften über 
Bankwesen und Währungsreform (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission in Deutsch- 
land Nr. 7 vom 19. Dezember 1949) einer ge- 
setzlichen Ermächtigung. Der Bank deutscher 
Länder diese Ermächtigung zu erteilen, ist der 
Zweck des im Entwurf vorliegenden Gesetzes. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 5. Juni 1953 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 15. Mai 1953 — 6 — 55121 — 
641/53 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
109. Sitzung am 5. Juni 1953 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem Entwurf eines 

Gesetzes über die Ermächtigung der Bank deutscher 
Länder zur Einräumung eines Kredits an die Bundes- 
republik Deutschland in Höhe eines Teils der an 
den Internationalen Währungsfonds 
(International Monetary Fund) 
zu leistenden Subskriptionszahlungen 

die nachstehende Änderung vorzuschlagen: 

Im Artikel 1 Zeile 3 ist „Abschnitt 7“ zu streichen. 

Begründung: 

Um den Kredit auch in dem Fall in Anspruch nehmen zu können, 
in dem ein anderes Mitglied des Fonds von diesem Deutsche Mark 
zu erwerben wünscht, ist es erforderlich, den Hinweis auf „Ab- 
schnitt 7“ des Art. V zu beseitigen. Die Bank deutscher Länder hat 
nach Weiterleitung des Gesetzentwurfs an den Bundesrat die Strei- 
chung angeregt. Der Bundesminister der Finanzen hat sich mit ihr 
ebenso einverstanden erklärt wie der Bundesminister für Wirtschaft. 
Bedenken gegen die Streichung sind nicht zu erheben, weil jeder DM- 
Verkauf des Fonds an andere Mitgliedsländer die DM-Bestände des 
Fonds verringert, was wiederum die DM-Rückkaufspflicht des 
Bundes vermindert. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Reinhold Maier 
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